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Die Berufungen des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart
vom 22.02.2018 und gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 23.05.2019 werden zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch in den Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt eine Unfallrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit
(MdE) um mindestens 20 v.H., gegebenenfalls im Wege eines
StÃ¼tzrententatbestands, aufgrund der ArbeitsunfÃ¤lle vom 26.04.2010 bzw.
01.03.2012.

Ein erster Unfall ereignete sich am 26.04.2010, als sich der 1959 geborene KlÃ¤ger
im Rahmen seiner bei der Beklagten versicherten TÃ¤tigkeit als Elektroniker beim
Flughafen Stuttgart am Boden eines circa siebeneinhalb Meter tiefen
Wartungsschachts befand. Ein von einem Kollegen an einem Nylonseil befestigter, 5
kg schwerer Werkzeugkasten, den dieser auf diese Weise in den Schacht
hinablassen wollte, lÃ¶ste sich aus der Befestigung, fiel hinab und traf den KlÃ¤ger
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an der Stirn. Der KlÃ¤ger, der den herabstÃ¼rzenden Werkzeugkasten sah,
versuchte auszuweichen, wobei er zusÃ¤tzlich seinen Hinterkopf rechts gegen die
Schachtwand schlug.

Bei der Erstversorgung im Krankenhaus am selben Tag stellte die D-Ã�rztin eine
Kopfplatzwunde frontal rechts fest und verneinte anhand des klinischen und
rÃ¶ntgenologischen Befunds eine Fraktur, Luxation oder Subluxation, ebenso wie
ein wesentliches WeichteilhÃ¤matom. Im Entlassbericht vom 28.04.2010 wurde ein
SchÃ¤del-Hirn-Trauma 1. Grades sowie eine Kopfplatzwunde rechts frontal
diagnostiziert. In der Folgezeit stellte sich der KlÃ¤ger wegen anhaltenden
Kopfschmerzen im Mai 2010 wiederholt bei der B vor, die eine SchÃ¤delprellung mit
Kopfplatzwunde rechts diagnostizierte.

Auf Veranlassung der D-Ã�rztin untersuchte der P den KlÃ¤ger im September 2010
auf neurologischem und psychiatrischem Gebiet. Dieser diagnostizierte eine leichte
vegetative Begleitsymptomatik nach schwerer SchÃ¤delprellung mit diskreten
Hinweisen fÃ¼r eine Traumafehlverarbeitung und riet zu physiotherapeutischer
Behandlung der HalswirbelsÃ¤ule. GegenÃ¼ber der B berichtete der KlÃ¤ger im
November 2010 Ã¼ber AlbtrÃ¤ume in mehrwÃ¶chigen AbstÃ¤nden, in denen sich
das Unfallgeschehen abspiele. Im Zwischenbericht vom 16.02.2011 berichtete sie,
der KlÃ¤ger habe bei der an diesem Tag erfolgten Nachuntersuchung angegeben,
nach der letzten Physiotherapie fast beschwerdefrei gewesen zu sein, allerdings
weiterhin hÃ¤ufig rechtsseitige Nacken- und Kopfschmerzen zu haben. AlbtrÃ¤ume
seien fast nicht mehr aufgetreten; in diesem Jahr nur noch einmal. Nach Umsetzung
auf einen anderen Arbeitsplatz habe er auch keine psychischen Probleme mehr.

Im Juni 2011 stellte sich der KlÃ¤ger bei der S vor, welche ein chronifiziertes
Schmerzsyndrom Grad II bei Zustand nach SchÃ¤del-Hirn-Trauma 1. Grades, eine
Cephalgie rechts, funktionelle Blockierungen der HalswirbelsÃ¤ule, links betont, und
eine ISG-Blockade links und im Bericht vom Oktober 2011 zusÃ¤tzlich eine
AnpassungsstÃ¶rung sowie eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Anteilen diagnostizierte. S behandelte den KlÃ¤ger letztmalig im MÃ¤rz
2012.

Am 01.03.2012 erlitt der KlÃ¤ger den weiteren, hier streitgegenstÃ¤ndlichen Unfall.
Auf dem Weg zu seiner bei der Beklagten versicherten BeschÃ¤ftigung wurde der
vom KlÃ¤ger gefÃ¼hrte Pkw von einem in gleicher Fahrtrichtung Ã¼berholenden
Lkw auf der autobahnÃ¤hnlich ausgebauten BundesstraÃ�e touchiert. Der KlÃ¤ger
prallte mit seinem Fahrzeug gegen die Mittelleitplanke, schleuderte dann Ã¼ber
beide Richtungsfahrbahnen zurÃ¼ck, Ã¼berschlug sich und kam schlieÃ�lich in
einem Graben neben der Fahrbahn auf dem Dach zum Liegen.

Bei der Erstversorgung im Krankenhaus N wurden Frakturen im Bereich der
WirbelsÃ¤ule ausgeschlossen und ein Hochrasanztrauma, eine
HalswirbelsÃ¤ulendistorsion und eine ParÃ¤sthesie in der GroÃ�zehe links
diagnostiziert.

Im April 2012 stellte sich der KlÃ¤ger wegen AngstzustÃ¤nden und AlbtrÃ¤umen mit
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Bezug auf das Unfallereignis beim B1 vor, der eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung diagnostizierte. Der H diagnostizierte in seinem Befundbericht
vom Mai 2012 nach Ende der probatorischen Sitzungen eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung, eine reaktive depressive StÃ¶rung und eine Klaustrophobie
nach Arbeitsunfall. B1 bescheinigte dem KlÃ¤ger nach einer Phase der
Wiedereingliederung im August 2012 uneingeschrÃ¤nktes VermÃ¶gen, die
bisherige TÃ¤tigkeit wieder auszuÃ¼ben. Im Befundbericht vom August 2012
berichtete H Ã¼ber eine vollstÃ¤ndige Reintegration des KlÃ¤gers im
Arbeitsprozess.

Im April 2013 erfolgte eine stationÃ¤re neurologische Behandlung im Krankenhaus
K, wobei kein weiterfÃ¼hrender neurologischer Befund festgestellt werden konnte.

In seinen Verlaufsberichten Ã¼ber die Psychotherapie vom Juli 2013 und vom
14.11.2013 teilte H mit, dass die berufliche Wiedereingliederung vollschichtig
erfolgt sei und der KlÃ¤ger noch stÃ¼tzende GesprÃ¤che und ergÃ¤nzende
MaÃ�nahmen der Entspannung benÃ¶tige.

Im Auftrag der Beklagten erstattete im August 2013 der F ein ambulantes
Gutachten Ã¼ber den KlÃ¤ger. Der Gutachter bewertete die posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung sowie die im weiteren Verlauf aufgetretene
AnpassungsstÃ¶rung und die leichte depressive Episode als durch den Unfall vom
MÃ¤rz 2012 verursacht, wÃ¤hrend die anhaltende Klaustrophobie Unfallfolge des
Ereignisses vom April 2010 sei und durch den Verkehrsunfall nicht verschlimmert
worden sei. Die unfallbedingte MdE betrage 100 v.H. bis zum 30.06.2012, 30 v.H.
bis zum 28.02.2013 und 20 v.H. ab dem 01.03.2013 bis auf weiteres.

Der beratungsÃ¤rztlich von der Beklagten konsultierte H1 ging demgegenÃ¼ber
von einem folgenlos abgeklungenen Unfall vom April 2010 aus, wobei es ohne
objektivierbares organisches Korrelat zu einem auffallend langen Heilungsverlauf
mit Hinweisen auf eine Traumafehlverarbeitung gekommen sei (Stellungnahme vom
September 2013). Eine entsprechende Disposition sei auch dem Unfall vom MÃ¤rz
2012 zugrunde zu legen, dessen Folgen letztlich mittlerweile aber weitgehend
abgeklungen seien. Eine MdE um 30 v.H. kÃ¶nne ab dem 01.07.2012 bis
31.12.2012 akzeptiert werden; danach sei die MdE bis 30.06.2013 mit 20 v.H.
einzuschÃ¤tzen. Im Anschluss liege keine weitere unfallbedingte MdE mehr vor.

Im Februar 2014 erstattete die K1 im Auftrag der Beklagten ein weiteres Gutachten
Ã¼ber den KlÃ¤ger. Das Unfallereignis vom MÃ¤rz 2012 habe zu einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung gefÃ¼hrt, die im weiteren Verlauf (nach ca.
einem Jahr) in eine leichte AnpassungsstÃ¶rung und in eine leichte depressive
Episode Ã¼bergegangen sei. Die Klaustrophobie sei im Abklingen begriffen und
ohne wesentliche alltagsrelevante EinschrÃ¤nkungen. Die FortfÃ¼hrung der
Krankengymnastik fÃ¼r die HalswirbelsÃ¤ule zulasten der Beklagten sollte dringend
hinterfragt werden. Die unfallbedingte MdE habe bis zum 30.06.2012 100 v.H., bis
zum 31.12.2012 30 v.H. und bis zum 30.06.2013 20 v.H. betragen. Die jetzt noch
vorliegenden seelischen BeeintrÃ¤chtigungen seien nur noch minimal.
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Eine auf Veranlassung der Beklagten durch den B1 aufgrund anhaltender
Beschwerdesymptomatik nach HalswirbelsÃ¤ulendistorsion bei Trauma 2012 in
Auftrag gegebene MRT-Untersuchung der HalswirbelsÃ¤ule im Januar 2015 ergab
â�� abgesehen von einem kleinen HÃ¤mangiom und dorsolateralen
Kantenanbauten linksbetont im HalswirbelkÃ¶rper 3/4 â�� einen unauffÃ¤lligen
Befund.

Der H2 erstattete im Mai 2015 nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers eine
beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme. Auf unfallchirurgisch-orthopÃ¤dischem
Fachgebiet sei wegen der Folgen des Unfalls vom MÃ¤rz 2012 eine
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und ArbeitsunfÃ¤higkeit von lÃ¤ngstens 8 Wochen
anzunehmen. Denn der Unfall habe zu keinen substantiellen Verletzungen der
HalswirbelsÃ¤ule gefÃ¼hrt, was letztlich auch das MRT vom Januar 2015 beweise.
Unfallfolgen seien auf unfallchirurgischem Fachgebiet nicht festzustellen.

Mit Bescheid vom 14.07.2015 anerkannte die Beklagte den Unfall vom 01.03.2012
als Versicherungsfall. Wegen der Folgen dieses Arbeitsunfalls wurde ein Anspruch
auf Rente ab dem 02.07.2012 bis 30.06.2013 (02.07.2012 bis 31.12.2012: MdE 30
v.H., 01.01.2013 bis 30.06.2013: MdE 20 v.H.) gewÃ¤hrt und fÃ¼r die
anschlieÃ�ende Zeit abgelehnt, weil eine MdE in rentenberechtigendem Grade nicht
mehr vorliege. Als wesentliche Folgen des Arbeitsunfalls wurden eine folgenlos
ausgeheilte HalswirbelsÃ¤ulen-Distorsion, eine leichte AnpassungsstÃ¶rung und
eine leichte depressive Episode mit leichter Belastbarkeitsminderung, leicht
eingeschrÃ¤nktem LeistungsvermÃ¶gen und leichter KonzentrationsstÃ¶rung
anerkannt.

Mit nach RÃ¼cknahme der hiergegen eingelegten Klage rechtskrÃ¤ftigen Bescheid
vom 25.08.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 20.12.2016 anerkannte
die Beklagte einen weiteren Unfall vom 06.08.2002 als Versicherungsfall und lehnte
einen Anspruch auf Rente ab.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23.11.2016 wies die Beklagte den Widerspruch
gegen den Bescheid vom 14.07.2015 zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 01.12.2016 Klage beim Sozialgericht Stuttgart (SG)
erhoben, mit welcher er die GewÃ¤hrung einer Rente aufgrund des Arbeitsunfalls
vom 01.03.2012 Ã¼ber den 30.06.2013 hinaus mit einer MdE um wenigstens 20
v.H. begehrt hat und die unter dem Aktenzeichen S 26 U 6648/16 gefÃ¼hrt worden
ist.

Auf Veranlassung der Beklagten hat der W im MÃ¤rz 2017, beruhend auf einer
ambulanten Untersuchung des KlÃ¤gers, ein Gutachten zu den Folgen des 2010
erlittenen Unfalls mit ergÃ¤nzender Stellungnahme erstattet. Die beklagte
Schmerzsymptomatik sei unzweifelhaft einer Occipitalis-Neuropathie zuzuordnen,
die nicht auf eines der beiden Unfallereignisse zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nne.
Wesentliche Unfallfolge des Unfalls im Jahre 2010 sei eine diskrete
Restsymptomatik einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung. Die Bewertung
entsprechend dem Gutachten des F mit einer MdE um 20 v.H. ab MÃ¤rz 2013
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erscheine plausibel; ebenso das von K1 2014 beschriebene weitgehende Abklingen
der Symptomatik. Die auf der Befundebene noch zu erkennende gewisse
Restsymptomatik bewerte er ab FrÃ¼hjahr 2014 bis Anfang 2017 mit einer MdE um
10 v.H. Danach wÃ¼rde aber keine messbare MdE mehr vorliegen. Bezogen auf das
Unfallereignis vom 26.04.2010 hÃ¤tten eine Ã¤ngstliche AnpassungsstÃ¶rung und
lokale Schmerzen im Bereich der frontalen Verletzungsnarbe mit einer MdE um 10
v.H. bis Ende des 1. Unfalljahres und danach keine messbaren Unfallfolgen mehr
vorgelegen.

Mit Bescheid vom 23.08.2017 hat die Beklagte den Unfall vom 26.04.2010 als
Versicherungsfall anerkannt und, gestÃ¼tzt auf das Gutachten des W, einen
Rentenanspruch abgelehnt. Als wesentliche Folgen des Arbeitsunfalls hat die
Beklagte eine GehirnerschÃ¼tterung mit Kopfplatzwunde, eine zwischenzeitlich
abgeklungene Ã¤ngstliche AnpassungsstÃ¶rung sowie Kopfschmerzen im Bereich
der Verletzungsnarbe anerkannt und die Entwicklung einer Occipitalis-Neuralgie als
Folge des Arbeitsunfalls abgelehnt. Den hiergegen eingelegten Widerspruch hat die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 24.01.2018 zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 26.01.2018 Klage beim SG erhoben, mit welcher er
die GewÃ¤hrung einer Rente aufgrund des Arbeitsunfalls vom 26.04.2010 ab dem
25.10.2010 mit einer MdE um wenigstens 20 v.H. begehrt hat und die dort unter
dem Aktenzeichen S 26 U 527/18 gefÃ¼hrt worden ist.

Im Klageverfahren S 26 U 6648/16 hat die M auf Veranlassung des SG unter dem
06.11.2017, gestÃ¼tzt auf eine ambulante Untersuchung des KlÃ¤gers, ein
Gutachten zu den Folgen des Arbeitsunfalls vom MÃ¤rz 2012 erstattet. Sie hat als
Unfallfolgen einen Zustand nach posttraumatischer BelastungsstÃ¶rung sowie einen
Zustand nach HalswirbelsÃ¤ulendistorsion und unfallunabhÃ¤ngig einen Verdacht
auf MigrÃ¤ne diagnostiziert. Ã�berdauernde SchÃ¤den seien nicht feststellbar; die
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung sei abgeklungen. Die unfallbedingte MdE
habe bis zum 31.12.2012 30 v.H. und bis zum 30.06.2013 20 v.H. betragen.
BezÃ¼glich des Unfallereignisses vom April 2010 seien keine FolgeschÃ¤den
feststellbar.

Mit Urteil vom 22.02.2018 hat das SG die Klage im Klageverfahren S 26 U 6648/16
abgewiesen, da beim KlÃ¤ger auch unter BerÃ¼cksichtigung der weiteren
ArbeitsunfÃ¤lle vom 26.04.2010 und vom 06.03.2002 keine unfallbedingten
GesundheitsstÃ¶rungen aufgrund des Unfalls vom MÃ¤rz 2012 vorliegen wÃ¼rden,
die eine MdE im rentenberechtigenden AusmaÃ� rechtfertigen wÃ¼rden.

Gegen das dem KlÃ¤ger am 27.02.2018 zugestellte Urteil hat dieser am 15.03.2018
Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt, welche
zunÃ¤chst unter dem Aktenzeichen L 12 U 1011/18 gefÃ¼hrt worden ist. Mit
Beschluss vom 28.12.2018 hat der frÃ¼here Berichterstatter das Ruhen des
Verfahrens angeordnet.

Mit Gerichtsbescheid vom 23.05.2019 hat das SG die Klage im Klageverfahren S 26
U 527/18 abgewiesen und sich zur BegrÃ¼ndung der Klageabweisung im
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Wesentlichen auf das Gutachten des W gestÃ¼tzt.

Gegen den dem KlÃ¤ger am 28.05.2019 zugestellten Gerichtsbescheid hat der
KlÃ¤ger am 18.06.2019 Berufung beim LSG Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt (L 12 U
1993/19).

Daraufhin ist das ruhende Verfahren L 12 U 1011/18 wieder angerufen und mit
Beschluss vom 09.07.2019 mit dem Berufungsverfahren L 12 U 1993/19 unter dem
letzteren Aktenzeichen zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung
verbunden worden.

Zur BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger vorgebracht, dass ein StÃ¼tzrententatbestand
aufgrund des Unfalls vom April 2010 Ã¼ber den 30.06.2013 hinaus nicht von
vornherein ausscheiden wÃ¼rde. Auch kÃ¶nne dem Gutachten der M nicht gefolgt
werden, weil es im Widerspruch zum Gutachten des W und des F stehe. F habe in
seinem Gutachten vom August 2013 ausgefÃ¼hrt, dass die MdE ab dem 01.03.2013
bis auf weiteres 20 v.H. betragen wÃ¼rde. Das anschlieÃ�ende Gutachten der K1
aus dem Februar 2014 komme zu dem nicht nachvollziehbaren Ergebnis, dass
bereits rÃ¼ckwirkend ab dem 01.07.2013 keine MdE von mindestens 20 v.H. mehr
gerechtfertigt sei. Auch bedÃ¼rften die Restbeschwerden an der HalswirbelsÃ¤ule
mit nachfolgendem HalswirbelsÃ¤ulensyndrom und Spannungskopfschmerzen einer
BerÃ¼cksichtigung.

Die Entwicklung einer Occipitalis-Neuralgie sei als weitere Unfallfolge des
Arbeitsunfalls vom April 2010 anzuerkennen. S habe in ihrer Stellungnahme
gegenÃ¼ber der Beklagten vom September 2016 die funktionellen Blockierungen
der HalswirbelsÃ¤ule, die depressive Episode, die AnpassungsstÃ¶rung und die
chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren plausibel
und schlÃ¼ssig als Unfallfolgen angesehen.
Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 22.02.2018 aufzuheben und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 14.07.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.11.2016 zu verurteilen, ihm aufgrund des
Arbeitsunfalls vom 01.03.2012 eine Rente Ã¼ber den 30.06.2013 hinaus nach einer
MdE um mindestens 20 v.H., hilfsweise um 10 v.H. als StÃ¼tzrententatbestand, zu
gewÃ¤hren

sowie

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 23.05.2019 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 23.08.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.01.2018 zu verurteilen, ihm aufgrund des
Arbeitsunfalls vom 26.04.2010 eine Rente ab dem 25.10.2010 nach einer MdE um
mindestens 20 v.H. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

                             6 / 16

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20U%201993/19
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20U%201993/19
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20U%201993/19


 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat vorgetragen, W habe in seinem Gutachten Ã¼berzeugend dargelegt, dass
die Occipitalis-Neuralgie rechts mit hierdurch bedingten Schmerzen und einer im
Verlauf entwickelten depressiven Symptomatik in keinem kausalen Zusammenhang
mit dem Unfallereignis 2010 stehen wÃ¼rde. Lediglich bis zum 25.04.2011 habe
danach eine MdE um 10 v.H. vorgelegen. In Bezug auf die Unfallfolgen des
Ereignisses vom MÃ¤rz 2012 seien H1 und K1 Ã¼bereinstimmend zum Ergebnis
gelangt, dass eine MdE um 20 v.H. lediglich bis zum 30.06.2013 zu begrÃ¼nden sei.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und zum Vorbringen der Beteiligten wird
auf den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie der Prozessakten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaften und nach Â§
151 Abs. 1 SGG form- und fristgerechten und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssigen
Berufungen des KlÃ¤gers sind unbegrÃ¼ndet.

Die Beklagte hat es zu Recht abgelehnt, dem KlÃ¤ger aufgrund des Arbeitsunfalls
vom 26.04.2010 eine Verletztenrente zu gewÃ¤hren (1.) und aufgrund des
Arbeitsunfalls vom 01.03.2012 eine Verletztenrente Ã¼ber den 30.06.2013 hinaus
zu gewÃ¤hren (2.). Dies ergibt sich aus Â§ 56 in Verbindung mit Â§Â§ 72 und 8
Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII).

Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls Ã¼ber die 26.
Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 v.H. gemindert ist,
haben Anspruch auf eine Rente (Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). Nach Satz 2 dieser
Vorschrift gilt: ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge mehrerer VersicherungsfÃ¤lle
gemindert und erreichen die VomhundertsÃ¤tze zusammen wenigstens die Zahl 20,
besteht fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren Versicherungsfall, Anspruch auf
Rente. Die Folgen eines Versicherungsfalls sind nur zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie
die ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 v.H. mindern (Â§ 56 Abs. 1 Satz 3 SGB VII).
Die MdE richtet sich nach dem Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten
ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens (Â§ 56 Abs. 2
Satz 1 SGB VII). Bei Verlust der ErwerbsfÃ¤higkeit wird Vollrente geleistet; sie
betrÃ¤gt zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes (Â§Â 56 Abs. 3 Satz 1 SGB VII).
Bei einer MdE wird Teilrente geleistet; sie wird in der HÃ¶he des Vomhundertsatzes
der Vollrente festgesetzt, der dem Grad der MdE entspricht (Â§ 56 Abs. 3 SatzÂ 2
SGB VII).

Die Bemessung der MdE wird vom Bundessozialgericht (BSG) in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung als Tatsachenfeststellung gewertet, die das Gericht gemÃ¤Ã� Â§
128 Abs. 1 Satz 1 SGG nach seiner freien aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens
gewonnenen Ã�berzeugung trifft. Dies gilt fÃ¼r die Feststellung der
BeeintrÃ¤chtigung des LeistungsvermÃ¶gens des Versicherten ebenso wie fÃ¼r die
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auf der Grundlage medizinischer und sonstiger ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die
Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperlicher oder seelischer BeeintrÃ¤chtigungen zu
treffende Feststellung der ihm verbliebenen ErwerbsmÃ¶glichkeiten (BSG, Urteil
vom 05.09.2006, B 2 U 25/05 R; Urteil vom 02.05.2001, B 2 U 24/00 R, m.w.N.,
beide in juris). Ã�rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen darÃ¼ber, inwieweit derartige
BeeintrÃ¤chtigungen sich auf die ErwerbsfÃ¤higkeit auswirken, sind eine wichtige
und vielfach unentbehrliche Grundlage fÃ¼r die richterliche SchÃ¤tzung der MdE,
vor allem soweit sie sich darauf beziehen, in welchem Umfang die kÃ¶rperlichen
und geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten durch die Unfallfolgen beeintrÃ¤chtigt
sind (BSG, Urteil vom 14.11.1984, 9b RU 38/84, juris). Erst aus der Anwendung
medizinischer und sonstiger ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die Auswirkungen bestimmter
kÃ¶rperlicher oder seelischer BeeintrÃ¤chtigungen auf die verbliebenen
ArbeitsmÃ¶glichkeiten des Betroffenen auf dem Gesamtgebiet des Erwerbslebens
und unter BerÃ¼cksichtigung der gesamten UmstÃ¤nde des Einzelfalles kann die
HÃ¶he der MdE geschÃ¤tzt werden (BSG, Urteil vom 02.05.2001, a.a.O.). Die
zumeist in jahrzehntelanger Entwicklung von der Rechtsprechung sowie dem
versicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrifttum
herausgearbeiteten ErfahrungssÃ¤tze sind deshalb bei der Beurteilung der MdE zu
beachten; sie sind zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend, bilden
aber die Grundlage fÃ¼r eine gleiche, gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen
ParallelfÃ¤llen der tÃ¤gliche Praxis und unterliegen einem stÃ¤ndigen Wandel (BSG,
a.a.O; BSG, Urteil vom 22.06.2004, B 2 U 14/03 R, juris). Die Erfahrungswerte bilden
in der Regel die Basis fÃ¼r einen Vorschlag, den der medizinische
SachverstÃ¤ndige zur HÃ¶he der MdE unterbreitet, die aber nicht fÃ¼r die
Entscheidung im Einzelfall bindend sind. Die Feststellung der HÃ¶he der MdE als
tatsÃ¤chliche Feststellung erfordert stets die WÃ¼rdigung der hierfÃ¼r
notwendigen Beweismittel im Rahmen freier richterlicher BeweiswÃ¼rdigung
gemÃ¤Ã� Â§ 128 Abs. 1 Satz 1 SGG (BSG, Urteil vom 13.09.2005, B 2 U 4/04 R,
juris).

Renten werden an Versicherte von dem Tag an gezahlt, der auf den Tag folgt, an
dem der Anspruch auf Verletztengeld endet oder, wenn kein Anspruch auf
Verletztengeld entstanden ist, der Versicherungsfall eingetreten ist (Â§ 72 Abs. 1
SGB VII).

VersicherungsfÃ¤lle, aufgrund derer eine Rente in Betracht kommt, sind unter
anderen ArbeitsunfÃ¤lle (Â§ 7 Abs. 1 SGB VII).

ArbeitsunfÃ¤lle sind UnfÃ¤lle von Versicherten infolge einer den
Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (Â§
8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). UnfÃ¤lle sind zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf den
KÃ¶rper einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod
fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII). Versicherte TÃ¤tigkeiten sind auch das
ZurÃ¼cklegen des mit der versicherten TÃ¤tigkeit zusammenhÃ¤ngenden
unmittelbaren Weges nach und von dem Ort der TÃ¤tigkeit (Â§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB
VII).

Nach der Rechtsprechung des BSG ist fÃ¼r einen Arbeitsunfall im Regelfall
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erforderlich, dass die Verrichtung des Versicherten zur Zeit des Unfalls einer
versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen (innerer beziehungsweise sachlicher
Zusammenhang) ist sowie diese Verrichtung wesentlich ein zeitlich begrenztes, von
auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkendes Ereignis (Unfallereignis) verursacht
(UnfallkausalitÃ¤t) und das Unfallereignis wesentlich einen Gesundheitserstschaden
oder den Tod des Versicherten verursacht (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) hat
(BSG, Urteil vom 31.01.2012, B 2 U 2/11 R, juris unter Hinweis auf BSG, Urteil vom
29.11.2011, B 2 U 10/11 R, juris; BSG, Urteil vom 18.01.2011, B 2 U 9/10 R, juris;
BSG, Urteil vom 18.11.2008, B 2 U 27/07 R, juris). FÃ¼r die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente ist erforderlich, dass aufgrund des Gesundheitserstschadens
lÃ¤nger andauernde und mit einer rentenberechtigenden MdE zu bewertende
Unfallfolgen â�� Gesundheitsdauerschaden â�� entstanden sind
(haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t).

Ausgangsbasis fÃ¼r die Beurteilung der KausalzusammenhÃ¤nge ist in einer ersten
PrÃ¼fungsstufe die naturwissenschaftlich-philosophische Bedingungstheorie, nach
der jedes Ereignis Ursache eines Erfolges ist, das nicht hinweggedacht werden
kann, ohne dass der Erfolg entfiele (conditio-sine-qua-non). Aufgrund der
Unbegrenztheit der naturwissenschaftlich-philoÂsophischen Ursachen fÃ¼r einen
Erfolg ist fÃ¼r die praktische Rechtsanwendung in einer 2. PrÃ¼fungsÂstufe die
Unterscheidung zwischen solchen Ursachen notwendig, die rechtlich fÃ¼r den
Erfolg verantwortlich gemacht werden beziehungsweise denen der Erfolg
zugerechnet wird, und den anderen, fÃ¼r den Erfolg rechtlich unerheblichen
Ursachen. Nach der Theorie der wesentlichen Bedingung werden als kausal und
rechtserheblich nur solche Ursachen angesehen, die wegen ihrer besonderen
Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt haben. Welche
Ursache wesentlich ist und welche nicht, muss aus der Auffassung des praktischen
Lebens Ã¼ber die besondere Beziehung der Ursache zum Eintritt des Erfolgs
beziehungsweise Gesundheitsschadens abgeleitet werden. FÃ¼r die wertende
Entscheidung Ã¼ber die Wesentlichkeit einer Ursache ist allein relevant, ob das
Unfallereignis wesentlich war. Ob eine konkurrierende Ursache es war, ist
unerheblich. â��Wesentlichâ�� ist nicht gleichzusetzen mit â��gleichwertigâ�� oder
â��annÃ¤hernd gleichwertigâ��. Auch eine nicht annÃ¤hernd gleichwertige,
sondern rechnerisch verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig niedriger zu bewertende Ursache kann
fÃ¼r den Erfolg rechtlich wesentlich sein, solange die andere(n) Ursache(n) keine
Ã¼berragende Bedeutung hat (haben). Ist jedoch eine Ursache oder sind mehrere
Ursachen gemeinsam gegenÃ¼ber einer anderen von Ã¼berragender Bedeutung,
so ist oder sind nur die erstgenannte(n) Ursache(n) â��wesentlichâ�� und damit
Ursache(n) im Sinne des Sozialrechts. Die andere Ursache, die zwar
naturwissenschaftlich ursÃ¤chlich ist, aber nicht als â��wesentlichâ�� anzusehen ist
und damit als Ursache nach der Theorie der wesentlichen Bedingung und im Sinne
des Sozialrechts ausscheidet, kann in bestimmten Fallgestaltungen als
â��Gelegenheitsursacheâ�� oder AuslÃ¶ser bezeichnet werden. FÃ¼r den Fall, dass
die kausale Bedeutung einer Ã¤uÃ�eren Einwirkung mit derjenigen einer bereits
vorhandenen krankhaften Anlage zu vergleichen und abzuwÃ¤gen ist, ist darauf
abzustellen, ob die Krankheitsanlage so stark oder so leicht ansprechbar war, dass
die â��AuslÃ¶sungâ�� akuter Erscheinungen aus ihr nicht besonderer, in ihrer Art
unersetzlicher Ã¤uÃ�erer Einwirkungen bedurfte, sondern dass jedes andere
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alltÃ¤glich vorkommende Ereignis zu derselben Zeit die Erscheinung ausgelÃ¶st
hÃ¤tte. Bei der AbwÃ¤gung kann der Schwere des Unfallereignisses Bedeutung
zukommen. Dass der Begriff der â��Gelegenheitsursacheâ�� durch die
Austauschbarkeit der versicherten Einwirkung gegen andere alltÃ¤glich
vorkommende Ereignisse gekennzeichnet ist, berechtigt jedoch nicht zu dem
Umkehrschluss, dass bei einem gravierenden, nicht alltÃ¤glichen Unfallgeschehen
oder besonderen Problemen in der anschlieÃ�enden Heilbehandlung, ein
gegenÃ¼ber einer Krankheitsanlage rechtlich wesentlicher Ursachenbeitrag ohne
Weiteres zu unterstellen ist. Gesichtspunkte fÃ¼r die Beurteilung der besonderen
Beziehung einer versicherten Ursache zum Erfolg sind neben der versicherten
Ursache beziehungsweise dem Ereignis als solchem, einschlieÃ�lich der Art und des
AusmaÃ�es der Einwirkung, die konkurrierende Ursache unter BerÃ¼cksichtigung
ihrer Art und ihres AusmaÃ�es, der zeitliche Ablauf des Geschehens â��Â aber eine
Ursache ist nicht deswegen wesentlich, weil sie die letzte war â��, weiterhin
RÃ¼ckschlÃ¼sse aus dem Verhalten des Verletzten nach dem Unfall, den Befunden
und Diagnosen des erstbehandelnden Arztes sowie der gesamten
Krankengeschichte. ErgÃ¤nzend kann der Schutzzweck der Norm heranzuziehen
sein. Wenn auch die Theorie der wesentlichen Bedingung im Unterschied zu der an
der generellen Geeignetheit einer Ursache orientierten AdÃ¤quanztheorie auf den
Einzelfall abstellt, bedeutet dies nicht, dass generelle oder allgemeine Erkenntnisse
Ã¼ber den Ursachenzusammenhang bei der Theorie der wesentlichen Bedingung
nicht zu berÃ¼cksichtigen oder bei ihr entbehrlich wÃ¤ren. Die
KausalitÃ¤tsbeurteilung hat auf der Basis des aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnisstandes Ã¼ber die MÃ¶glichkeit von UrsachenzusammenhÃ¤ngen
zwischen bestimmten Ereignissen und der Entstehung bestimmter Krankheiten zu
erfolgen. Das schlieÃ�t eine PrÃ¼fung ein, ob ein Ereignis nach wissenschaftlichen
MaÃ�stÃ¤ben Ã¼berhaupt geeignet ist, eine bestimmte kÃ¶rperliche oder seelische
StÃ¶rung hervorzurufen (BSG, Urteil vom 09.05.2006, B 2 U 1/05 R, juris).

Hinsichtlich des BeweismaÃ�stabes gilt fÃ¼r die BeweiswÃ¼rdigung, dass die
GesundheitsschÃ¤den im Grad des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit feststehen mÃ¼ssen. FÃ¼r die nach der Theorie der
wesentlichen Bedingung zu beurteilenden UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen
dem Unfallereignis und den als Unfallfolgen geltend gemachten
GesundheitsstÃ¶rungen ist die hinreichende Wahrscheinlichkeit erforderlich; die
bloÃ�e MÃ¶glichkeit genÃ¼gt insoweit nicht (BSG, Urteil vom 04.07.2013, B 2 U
11/12 R, unter Hinweis auf BSG, Urteil vom 29.11.2011, B 2 U 26/10 R; BSG, Urteil
vom 15.09.2011, B 2 U 25/10 R; BSG, Urteil vom 15.09.2011, B 2 U 22/10 R;Â  BSG,
Urteil vom 02.04.2009, B 2 U 30/07 R; BSG, Urteil vom 02.04.2009, B 2 U 9/08 R,
alle juris). Es gelten die allgemeinen Regeln der materiellen Beweislast. Danach
trÃ¤gt derjenige, der ein Recht fÃ¼r sich beansprucht, nach AusschÃ¶pfung aller
MÃ¶glichkeiten der Ermittlung die materielle Beweislast fÃ¼r das Vorliegen der
tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen dieses Rechts (BSG, Urteil vom 18.11.2008, B 2 U
27/07 R, juris). Insbesondere bei psychischen GesundheitsstÃ¶rungen darf nicht aus
einem rein zeitlichen Zusammenhang und der Abwesenheit konkurrierender
Ursachen automatisch auf die Wesentlichkeit der einen festgestellten
naturwissenschaftlich-philosophischen Ursache geschlossen werden. Angesichts der
KomplexitÃ¤t psychischer VorgÃ¤nge und des Zusammenwirkens gegebenenfalls
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lange Zeit zurÃ¼ckliegender Faktoren, die unter UmstÃ¤nden noch nicht einmal
dem KlÃ¤ger bewusst sind, wÃ¼rde dies zu einer Beweislastumkehr fÃ¼hren, fÃ¼r
die keine rechtliche Grundlage zu erkennen ist (BSG, Urteil vom 09.05.2006, B 2 U
1/05 R, juris).Â 

1.
Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze steht dem KlÃ¤ger aufgrund des
Unfallereignisses vom 26.04.2010 keine Rente, auch nicht vorÃ¼bergehend, zu, da
die MdE Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus nicht um
wenigstens 20 v.H. gemindert war, sondern bis zum Ablauf eines Jahres nach dem
Unfall (Ende April 2011) maximal mit einer MdE um 10 v.H. zu bewerten war und
anschlieÃ�end weniger als 10 v.H. betrug, womit auch eine RentengewÃ¤hrung
unter BerÃ¼cksichtigung eines StÃ¼tzrententatbestands aufgrund des im MÃ¤rz
2012 erlittenen Arbeitsunfalls ausscheidet.

a.
Der KlÃ¤ger hat bei dem von der Beklagten zu Recht als Arbeitsunfall anerkannten
Unfallereignisses vom 26.04.2010 eine binnen kurzer Zeit folgenlos ausgeheilte
SchÃ¤delprellung mit Kopfplatzwunde rechts erlitten, wie sich aus dem
Entlassbericht Ã¼ber die Erstversorgung im Krankenhaus sowie den Berichten der B
unzweifelhaft ergibt. Ein weitergehender organischer Schaden, insbesondere eine
Fraktur, Luxation oder Subluxation des SchÃ¤dels und/oder der HalswirbelsÃ¤ule,
konnte anhand des klinischen und des rÃ¶ntgenologischen Befundes im Rahmen
der Erstversorgung im Krankenhaus ausgeschlossen werden. Anhaltspunkte
hierfÃ¼r wurden auch im Zuge der anschlieÃ�enden und sich Ã¼ber einige Monate
erstreckenden D-Ã¤rztlichen Behandlung durch B nicht festgestellt. P hat bei seiner
umfangreichen neurologischen Untersuchung im September 2010 Hinweise fÃ¼r
das Vorliegen einer wesentlichen zentralen oder sonstigen neurogenen StÃ¶rung
oder NervenschÃ¤digung ausschlieÃ�en kÃ¶nnen.

b.
WÃ¤hrend P bei seiner Untersuchung nur sehr diskrete Hinweise auf eine
Krankheitsfehlverarbeitung mit AngsttrÃ¤umen und im Ã�brigen keine relevante
BeeintrÃ¤chtigung auf psychiatrischem Fachgebiet festgestellt hat, ist W in seinem
Gutachten vom MÃ¤rz 2017, gestÃ¼tzt auf die eher spÃ¤rlichen Angaben in den D-
Arztberichten und im Arztbrief von P, zum Ergebnis gelangt, dass sich beim KlÃ¤ger
auf das Unfallereignis vom 26.04.2010 hin eine Ã¤ngstliche AnpassungsstÃ¶rung
entwickelt habe, wobei diese Ã¼ber die 26. Woche hinaus allenfalls noch eine MdE
um 10 v.H. bis Ende April 2011 begrÃ¼ndet habe. Letztendlich kann die KlÃ¤rung
der Frage, ob eine MdE Ã¼ber die 26. Woche hinaus Ã¼berhaupt gerechtfertigt ist,
dahinstehen. Denn auch fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend hat W aus
den D-Arztberichten ab Herbst 2010, in denen sich angstbesetzte AlbtrÃ¤ume nicht
mehr in relevantem Umfang beschrieben gefunden haben, und den Angaben des
KlÃ¤gers im Rahmen der ambulanten Untersuchung durch W selbst,
geschlussfolgert, dass jedenfalls ab diesem Zeitraum nur noch eine MdE um 10 v.H.
und damit in nicht rentenberechtigenden AusmaÃ� zu rechtfertigen war.
SpÃ¤testens ab dem FrÃ¼hjahr 2011 ist, so nachvollziehbar der Gutachter, die
AnpassungsstÃ¶rung, wie in den Ã¤rztlichen Unterlagen, insbesondere im D-
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Arztbericht vom Februar 2011, klar dokumentiert, weitestgehend abgeklungen, so
dass seit diesem Zeitpunkt keine messbaren Folgen des Unfallereignisses vom
26.04.2010 mehr vorliegen.

c.
Sonstige Ã¼berdauernde physische oder psychische
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen aufgrund des Unfalls vom 26.04.2010 liegen beim
KlÃ¤ger nicht vor. Zu dieser EinschÃ¤tzung gelangen Ã¼bereinstimmend W und die
gerichtliche SachverstÃ¤ndige M. Soweit die S die Kopfschmerzen des KlÃ¤gers als
eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren auf
den Arbeitsunfall zurÃ¼ckfÃ¼hrt, kann dem der Senat nicht folgen. Die vom
KlÃ¤ger beklagte Schmerzsymptomatik ist diagnostisch unzweifelhaft einer
Occipitalis-Neuralgie zuzuordnen, also einer Reiz- bzw. Kompressionssymptomatik
des im Nacken austretenden rechten Occipitalnervs, der den Hinterkopf versorgt,
womit auch ohne weiteres die immer wieder geklagten Kribbelmissempfindungen
am Kopf erklÃ¤rt werden kÃ¶nnen, so schlÃ¼ssig und nachvollziehbar W. Diese
anhaltende Reizsymptomatik am rechten Occipitalnerv ist nach W am ehesten auf
altersbedingte degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren.
Auch P hat einen Zusammenhang der Kopfschmerzen mit der HalswirbelsÃ¤ule
gesehen. Diese Reizsymptomatik kann nicht auf den Arbeitsunfall vom April 2010
(und auch nicht auf denjenigen vom MÃ¤rz 2012) zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, so
Ã¼berzeugend W. Denn es fehlt zunÃ¤chst schon an einem geeigneten Trauma. Bei
dem Unfall im April 2010 kam es nachweislich nur zu einer Verletzung im Bereich
der Stirn; es werden als Erstbefunde auch nur frontale Kopfschmerzen beschrieben.
Anhaltspunkte fÃ¼r eine anhaltende Kompression eines Hinterkopfnervs als
geeigneter Unfallmechanismus liegen nicht vor. Dies gilt im Ã�brigen auch fÃ¼r den
Unfall im Jahr 2012, bei dem kein geeignetes Kontakttrauma festgestellt wurde;
auch eine MRT-Untersuchung der HalswirbelsÃ¤ule im Januar 2015 war unauffÃ¤llig.
Es fehlt darÃ¼ber hinaus bezogen auf den Unfall im April 2010, eine zeitnahe
BrÃ¼ckensymptomatik, nachdem initial unauffÃ¤llige BewegungsverhÃ¤ltnisse im
Bereich der HalswirbelsÃ¤ule dokumentiert und heftigere Nackenbeschwerden erst
ab Herbst 2010 beschrieben worden sind. Soweit die Schmerztherapeutin S, die den
KlÃ¤ger erstmalig im Juni 2011, also Ã¼ber ein Jahr nach dem Unfallgeschehen,
untersucht hat, zu einer abweichenden Beurteilung der Genese der Kopfschmerzen
wie auch deren UrsÃ¤chlichkeit gelangt ist, vermag dies nicht zu Ã¼berzeugen, da
sie die vorstehend genannten, entschieden gegen eine UnfallursÃ¤chlichkeit
sprechenden Gesichtspunkte vollstÃ¤ndig auÃ�er Betracht lÃ¤sst und ihrerseits auf
eine BegrÃ¼ndung, insbesondere der UrsÃ¤chlichkeit des Unfallgeschehens fÃ¼r
die Kopfschmerzen, verzichtet hat.

d.
Die von F und auch von K1 angesprochene Klaustrophobie, die F ohne nÃ¤here
BegrÃ¼ndung auf den Unfall vom April 2010 zurÃ¼ckgefÃ¼hrt hat, wird von
diesem in seinem Gutachten als abgeklungen beschrieben. Auch K1 hat beim
KlÃ¤ger lediglich eine Klaustrophobie ohne alltagsrelevante EinschrÃ¤nkungen
festgestellt. Beide Gutachter haben angesichts des geringen AusprÃ¤gungsgrades
fÃ¼r die Klaustrophobie keine MdE angenommen. M hat weitergehend bereits eine
eigenstÃ¤ndige Diagnose abgelehnt, weil die Klaustrophobie angesichts ihrer nur

                            12 / 16



 

unerheblichen Symptomatik nicht die Diagnosekriterien nach der ICD 10 erfÃ¼lle.
Aus Sicht des Senats kann hier dahingestellt bleiben, ob die Diagnose einer
Klaustrophobie bereits abzulehnen ist, so H1, M und wohl auch W, oder aber die
ErÂkranÂkung jedenfalls zu keiner Zeit ein relevantes AusmaÃ�, welches eine
Bewertung mit einer Einzel-MdE um wenigstens 10 v.H. rechtfertigen kÃ¶nnte,
erreicht hat (ungeachtet der weiteren Frage des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs
mit dem Unfallereignis im April 2010), so F und K1. Denn in beiden FÃ¤llen kommt
der Klaustrophobie jedenfalls keine Bedeutung fÃ¼r eine mÃ¶gliche Verletztenrente
zu.

2.
Die im rechtlich-wesentlichen Sinne auf den Arbeitsunfall vom 01.03.2012
zurÃ¼ckfÃ¼hrbaren GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen kÃ¶nnen Ã¼ber den
30.06.2013 hinaus keine MdE um wenigstens 20 v.H. rechtfertigen und damit,
mangels StÃ¼tzrententatbestand, auch keinen Anspruch auf Rente.

a.
Auf unfallchirurgischem Fachgebiet lagen keine, die 26. Woche nach dem â�� von
der Beklagten zu Recht als Arbeitsunfall anerkannten â�� Unfallereignis vom
01.03.2012 Ã¼berdauernden Unfallfolgen vor. Der KlÃ¤ger hat bei dem Unfall keine
ernsthaften kÃ¶rperlichen Verletzungen erlitten, wie aus dem klinischen
Untersuchungsbefund des D-Arztes B1 und der erweiterten bildgebenden Diagnostik
vom Unfalltag hervorgeht, so zutreffend der H2. Vielmehr hat der KlÃ¤ger neben
einem stumpfen Bauchtrauma nur eine HalswirbelsÃ¤ulendistorsion erlitten, welche
lÃ¤ngstens einer BehandlungsbedÃ¼rftigkeit von 8 Wochen bedurft hat und
folgenlos ausgeheilt ist. Frakturen oder ligamentÃ¤re Begleitverletzungen konnten
im Rahmen der CT-Untersuchung der gesamten WirbelsÃ¤ule am Unfalltag
ausgeschlossen werden. Auch der behandelnde B1 hat in seiner Mitteilung Ã¼ber
die Beendigung der berufsgenossenschaftlichen Behandlung vom November 2012
eine MdE verneint und Ã¼ber eine vollstÃ¤ndige kÃ¶rperliche Wiederherstellung bei
freier Beweglichkeit der HalswirbelsÃ¤ule in allen 3 Bewegungsebenen berichtet.
Die MRT-Untersuchung der HalswirbelsÃ¤ule im Januar 2015 hat ebenfalls lediglich
altersÃ¼bliche und nur geringe degenerative VerÃ¤nderungen im mittleren
HalswirbelsÃ¤ulenabschnitt dokumentiert und bestÃ¤tigt damit, dass der Unfall vom
01.03.2012 zu keiner substantiellen SchÃ¤digung an der HalswirbelsÃ¤ule gefÃ¼hrt
hat, so zu Recht H2.

b.
Aber auch die auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet vorliegenden Unfallfolgen
vermÃ¶gen eine MdE um wenigstens 20 v.H nicht Ã¼ber den 30.06.2013 hinaus zu
rechtfertigen.

Ã�bereinstimmend haben die beiden von der Beklagten beauftragten Gutachter auf
nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet, F und K1, als Unfallfolge eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung, die im weiteren Verlauf in eine AnpassungsstÃ¶rung und eine
leichte depressive Episode Ã¼bergegangen ist, diagnostiziert. Auch W und die
gerichtliche SachverstÃ¤ndige M haben als Unfallfolge eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung angenommen. SÃ¤mtliche Gutachter sind dabei
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Ã¼bereinstimmend zum Ergebnis gelangt, dass die posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung spÃ¤testens ein Jahr nach dem Unfall abgeklungen war bzw. in
eine AnpassungsstÃ¶rung und leichte depressive Episode Ã¼bergegangen ist.
Weder F noch nachfolgend K1 haben noch relevante Symptome einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung feststellen kÃ¶nnen. K1 hat berichtet, dass
ein Nacherleben oder Wiederaufleben des Unfallereignisses sich nur bei ganz
besonderen Belastungen, wie z.B. bei nÃ¤chtlichen Autofahrten wÃ¤hrend des
Bereitschaftsdienstes auf der Autobahn mit Ã�berholmanÃ¶vern durch LKW,
einstelle. Der Wegfall der posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung hat sich, so die
Gutachterin, auch darin gezeigt, dass der KlÃ¤ger spÃ¤testens seit Anfang 2013
seine BerufstÃ¤tigkeit wieder in vollem MaÃ�e ausgeÃ¼bt und im Jahr 2013 sogar
alle Bereitschaftsdienste absolviert hat. Auch W hat im MÃ¤rz 2017 bei der
Befragung des KlÃ¤gers zum Unfallereignis lediglich eine sehr diskrete
Restsymptomatik festgestellt und sich der Beurteilung der Vorgutachter,
insbesondere auch der EinschÃ¤tzung der K1 Ã¼ber das Abklingen der
Symptomatik, angeschlossen. M hat bei ihrer Begutachtung im Oktober 2017
Ã¼berhaupt keine Symptomatik mehr festgestellt und gestÃ¼tzt auf die Aktenlage,
der sich spÃ¤testens ab Juli 2013 keine typischen spezifischen Beschwerden einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung mehr entnehmen lassen, eine deutliche und
relevante Besserung festgestellt. Insgesamt deckt sich die EinschÃ¤tzung der
Gutachter und der SachverstÃ¤ndigen mit den Verlaufsberichten des H, der im Juli
2013 wie auch im November 2013 nur noch Ã¼ber depressive EinbrÃ¼che
aufgrund der therapieresistenten Kopfschmerzen und Ã¼ber eine 2013 vollschichtig
erfolgte, andauernde berufliche Wiedereingliederung berichtet hat, wÃ¤hrend er in
einem Verlaufsbericht vom MÃ¤rz 2013 bei bereits damals beschriebener
vollschichtiger beruflicher Wiedereingliederung als Ziel noch die therapeutische
Aufarbeitung des Unfalls vom MÃ¤rz 2012 genannt hat.

Zum hier maÃ�geblichen Zeitpunkt, dem 01.07.2013, war die ursprÃ¼ngliche
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung demnach in eine AnpassungsstÃ¶rung und
leichte depressive Episode Ã¼bergegangen. Bereits F hat, ungeachtet seiner MdE-
Bewertung, im kurz gehaltenen psychischen Befund von einer nur mehr
bedrÃ¼ckten, leicht depressiven Verstimmung mit leichter Antriebsminderung
berichtet und damit eine nur noch leichte AnpassungsstÃ¶rung beschrieben, so
zutreffend H1. K1 hat im Februar 2014 Ã¼berhaupt keine Antriebsminderung mehr
feststellen kÃ¶nnen und Ã¼ber eine nur leicht eingeschrÃ¤nkte affektive
SchwingungsfÃ¤higkeit bei leicht bedrÃ¼ckter, nicht fassbar depressiver Stimmung
berichtet. In der Testsituation haben sich bei normalem Antrieb und
ausgeglichenem Affekt und Stimmungslage Hinweise auf leichte, nicht
ausgeprÃ¤gte, StÃ¶rungen der Aufmerksamkeitsbelastung und der
KonzentrationsfÃ¤higkeit gezeigt. Letztendlich hat K1 nur noch minimale seelische
BeeintrÃ¤chtigungen beim KlÃ¤ger angetroffen. Dies deckt sich damit, dass der
KlÃ¤ger, der seit Juli 2012 wieder vollschichtig gearbeitet hat, spÃ¤testens mit
Beginn des Jahres 2013 seine BerufstÃ¤tigkeit wieder in vollem Umfang,
einschlieÃ�lich nÃ¤chtlicher Bereitschaftsdienste, ausgeÃ¼bt hat. Zwar hat der
KlÃ¤ger mit seinem Vorgesetzten spÃ¤ter vereinbart, ab Januar 2014 nicht mehr an
Bereitschaftsdiensten teilnehmen zu mÃ¼ssen. Grund hierfÃ¼r war indes nicht die
psychische Belastung, sondern die erhebliche kÃ¶rperliche Belastung durch die
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Rufbereitschaft Ã¼ber 24 Stunden am Tag mit hÃ¤ufigen zusÃ¤tzlichen EinsÃ¤tzen
auÃ�erhalb der regulÃ¤ren Arbeitszeit. Der KlÃ¤ger hat parallel zur
Wiedererlangung seines vollen beruflichen LeistungsvermÃ¶gens auch in fast allen
Bereichen wieder am gesellschaftlichen Leben teilgenommen. Das weitgehend
uneingeschrÃ¤nkte TeilhabevermÃ¶gen am gesellschaftlichen Leben belegt
eindrÃ¼cklich ein im Oktober 2013 unternommener 3-wÃ¶chiger Urlaub in einem
Robinson-Club, so K1.

Die danach beim KlÃ¤ger noch vorliegenden, auf den Unfall rÃ¼ckfÃ¼hrbaren
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet in Form einer
leichten AnpassungsstÃ¶rung und einer leichten depressiven Episode kÃ¶nnen
jedenfalls ab 01.07.2013 nicht mehr mit einer MdE um wenigstens 20 v.H. bewertet
werden. In Ã�bereinstimmung mit den einschlÃ¤gigen medizinischen
ErfahrungssÃ¤tzen (vergleiche hierzu insbesondere
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017,
S. 170) hat K1 die von ihr noch vorgefundenen, nur noch minimalen seelischen
BeeintrÃ¤chtigungen, deren Symptomatik der KlÃ¤ger mit zumutbarer
Willensanstrengung ohne weiteres Ã¼berwinden konnte, ab dem 01.07.2013 mit
einer MdE unter 20 v.H. bewertet. M und â�� grundsÃ¤tzlich â�� auch W haben
diese EinschÃ¤tzung ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt. Soweit demgegenÃ¼ber F ab dem
01.03.2013 bis auf weiteres von einer MdE um 20 v.H. ausgegangen ist, steht dies
nicht im Einklang mit dem von ihm erhobenen Befund, worauf bereits H1 zutreffend
hingewiesen hat. Letztendlich hat auch F gegenÃ¼ber dem Gutachten von K1 keine
weitergehenden EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet
mehr festgestellt und ist eine Rechtfertigung fÃ¼r eine fortdauernde MdE um 20
v.H. schuldig geblieben. Die auch von ihm festgestellte deutliche Besserung der
Unfallfolgen mit Wegfall der posttraumatischen Symptomatik spÃ¤testens zum Juli
2013 rechtfertigt keine MdE um wenigstens 20 v.H. mehr. Auch lÃ¤sst F die von
allen Gutachtern beschriebene und insbesondere von K1, M, und W
herausgearbeitete, zu Somatisierung neigende, Ã¤ngstlich-vermeidende primÃ¤re
PersÃ¶nlichkeitsstruktur des KlÃ¤gers auÃ�er Acht. In dieser vorbestehenden, von
M als â��neurastheniformâ�� bezeichneten PersÃ¶nlichkeitsstruktur, die in keinem
Zusammenhang mit den Unfallereignissen steht, wurzelt ein nicht unerheblicher Teil
der zuletzt vom KlÃ¤ger noch geltend gemachten schnellen ErschÃ¶pfbarkeit und
KonzentrationsschwÃ¤che.

Soweit sich der KlÃ¤ger zur BegrÃ¼ndung seines Begehrens (auch) auf das
Gutachten des W stÃ¼tzt, ist zuzugeben, dass dessen AusfÃ¼hrungen zur HÃ¶he
der MdE (Seite 25 des Gutachtens), wonach die beim KlÃ¤ger vorliegende
Restsymptomatik ab FrÃ¼hjahr 2014 bis Anfang 2017 mit einer MdE um 10 v.H. zu
bewerten sei, eine Auslegung dahingehend, dass der Gutachter die MdE bis zum
FrÃ¼hjahr 2014 um die 20 v.H. eingeschÃ¤tzt hat, zwar nicht zwingend bedingen,
aber auch nicht von vornherein ausschlieÃ�en. Andererseits hat sich der
mittlerweile im Ruhestand befindliche Gutachter ausdrÃ¼cklich der EinschÃ¤tzung
der K1, wonach die Symptomatik ab Juli 2013 abgeklungen war, angeschlossen. Ein
insoweit mÃ¶glicherweise verbleibender Widerspruch im Gutachten des W lÃ¤sst
sich nicht mehr aufklÃ¤ren. MaÃ�geblich bleibt aber, dass auch W mit der von ihm
so genannten â��gewissen Restsymptomatikâ��, die verblieben sei, ausdrÃ¼cklich

                            15 / 16



 

keinen Befund beschreibt, der eine Bewertung mit einer MdE um 20 v.H. Ã¼ber den
30.06.2013 hinaus rechtfertigen kÃ¶nnte. Vor allem aber die zeitnah von F und K1
erhobenen Befunde wie auch die Verlaufsberichte des H fÃ¼r die Zeit ab Juli 2013
lassen keinen Schluss auf eine BeeintrÃ¤chtigung auf nervenÃ¤rztlichem Gebiet mit
einer HÃ¶he um wenigstens 20 v.H. zu.

3.
Der VollstÃ¤ndigkeit halber ist festzuhalten, dass auch aufgrund des von der
Beklagten mit Bescheid vom 25.08.2016 anerkannten Arbeitsunfalls Urteil vom
19.09.2008, a.a.O. und vom 19.02.2009 vom 06.08.2002 kein
StÃ¼tzrententatbestand in Betracht kommt. Der KlÃ¤ger hat sich bei diesem Unfall,
bei dem ihm eine sich herabsenkende Schranke am Kopf getroffen hat, eine
SchÃ¤delprellung ohne offene Verletzung und ohne HirnnervenschÃ¤digung
zugezogen, so der H3 im Bericht vom August 2002. Der KlÃ¤ger hat sich wegen
dieses Unfalls anschlieÃ�end nicht mehr bei Ã�rzten vorgestellt oder medizinischen
Behandlungen unterzogen. Es liegen keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r eine
Ã¼berdauernde gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung aufgrund dieses Unfalls vor und
wird im Ã�brigen vom KlÃ¤ger auch nicht mehr behauptet. FÃ¼r eine MdE um
wenigstens 10 v.H. fehlt nach alledem jedweder Anhalt.

Nach alledem bleiben die Berufungen des KlÃ¤gers ohne Erfolg.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch in den Berufungsverfahren nicht zu erstatten
(Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 26.08.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            16 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

